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geben, einen freiwilligen Dienst in Bereichen zu 
absolvieren, in denen Politik stattfindet. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir machen schon eine ganze Menge. Ich denke 
an zahlreiche Kolleginnen und Kollegen, die ich in 
dieser Woche in Begleitung von Schülerinnen und 
Schülern gesehen habe. Auch das ist ein wichtiger 
Baustein. Es geht also um viele einzelne Mosaik-
steine. 

Ich hoffe, dass wir uns parteiübergreifend einig 
sein werden, dass auch dieses Freiwillige Soziale 
Jahr Politik ein weiterer wichtiger Baustein sein 
wird, um Jugendliche dafür zu motivieren, sich für 
Politik zu begeistern, das Verständnis von und für 
Politik zu fördern. Die jungen Menschen müssen 
auch Respekt und Toleranz gegenüber anderen 
Haltungen gewinnen können. So sollen sie durch 
eine aktive Teilhabe an der Gestaltung des Ge-
meinwesens Politik und politische Prozesse ver-
stehen lernen. 

Wir können uns folgende Einsatzstellen - Sie ken-
nen das vom Freiwilligen Sozialen Jahr im sozialen 
oder kulturellen Bereich - für den Bereich Politik 
vorstellen: Verwaltungen, in denen politische Ent-
scheidungen vorbereitet und umgesetzt werden, 
Landkreisverwaltungen, Stadtverwaltungen, Ar-
beitsfelder, in denen Parlamentarier agieren und 
an politischen Entscheidungen mitwirken, d. h. 
auch bei den Fraktionen hier im Niedersächsi-
schen Landtag. Es bieten sich aber auch öffent-
lich-rechtliche Medien oder Institutionen, in denen 
Veranstaltungen der politischen Bildung geplant 
und gestaltet werden, also auch Bildungsinstitutio-
nen, an. 

Meine Damen und Herren, ein Freiwilliges Soziales 
Jahr Politik ist für uns ein Jahr für die Zukunft, ein 
Jahr für unsere Demokratie. Analog zu den bishe-
rigen FSJ-Plätzen sollte nach unserer Einschät-
zung das Land jeweils monatlich einen bestimmten 
Betrag übernehmen. So sind wir der Landesregie-
rung ausgesprochen dankbar, dass sie diesen 
bereits für unsere Beratung im Dezember 2008 in 
den Haushaltsplanentwurf 2009 eingesetzt hat. 

Wir gehen von einem breiten Konsens zu diesem 
Antrag aus. Ich habe aus der Vergangenheit noch 
in Erinnerung, wir waren uns auch beim Freiwilli-
gen Sozialen Jahr in den Bereichen Soziales und 
Kultur einig, und beantrage insofern ganz optimis-
tisch sofortige Abstimmung. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zu diesem Tagesordnungspunkt hat jetzt Herr 
Klein von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön, 
Herr Klein! 

Stefan Klein (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Vockert hat sehr dezidiert ausgeführt, 
was das FSJ im Konkreten bedeutet, und auch die 
Hintergründe ihres Antrages dargelegt. Da stimme 
ich Ihnen in vielen Punkten durchaus zu. Wir be-
grüßen Ansätze, die zur größeren Transparenz in 
der Politik, zur höheren Beteiligung junger Men-
schen an politischen Prozessen und damit auch zu 
einer besseren Akzeptanz unseres Systems füh-
ren. 

Dazu dient unserer Ansicht nach aber vordringlich, 
dass junge Menschen an politischen Entscheidun-
gen beteiligt und nicht nur aus polittaktischen 
Gründen einbezogen werden. Da liegt es hier vor 
allem an jedem Einzelnen von uns, inwieweit wir 
die Bedürfnisse gerade dieser Wählergruppe in 
unserem politischen Alltag ernst nehmen und da-
mit Vertrauen schaffen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Da liegt der Schlüssel zu mehr Interesse und zu 
einer höheren Wahlbeteiligung; Sie sprachen das 
Fernbleiben von den Wahlen an. Junge Wählerin-
nen und Wähler - das gilt übrigens für ältere glei-
chermaßen - wählen dann, wenn sie ihren Kandi-
daten kennen und sehen, und zwar nicht nur spo-
radisch immer wieder vor Wahlen, und wenn sie 
wissen, dass dieser ihre Sorgen ernst nimmt und 
sich für sie einsetzt, ihnen gegenüber aber auch 
ehrlich ist, wenn eine Hilfe nicht möglich scheint. 
Viel Vertrauen und damit Verständnis für Politik 
können Sie über Multiplikatoren in der ehren- und 
hauptamtlichen Jugendarbeit schaffen, die genau 
einschätzen können, ob Ihnen etwas an Politik und 
an der Jugendarbeit liegt. Das merken übrigens 
auch FSJler in ihrem täglichen Arbeitsablauf. 

Nun scheint Ihnen Jugendarbeit ja ganz besonders 
am Herzen zu liegen, zumindest führen Sie das 
immer wieder aus. 

(Zustimmung von David McAllister 
[CDU]) 

Die Realität sieht leider etwas aus. Ihre Kürzungen 
in der letzten Wahlperiode im Bereich der Jugend-
arbeit haben Sie mitnichten zurückgenommen, 
nicht einmal unbedingt reduziert. 
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(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Ich darf das hier einmal ausführen: die komplette 
Streichung der Fördermittel für zentrale modellhaf-
te Freizeit- und Erholungsmaßnahmen, die kom-
plette Streichung der Fördermittel zum Ausgleich 
von Verdienstausfall für Jugendleiterinnen und 
Jugendleiter, die komplette Streichung der För-
dermittel für die Jugendarbeit in strukturschwachen 
Gebieten, die komplette Streichung der Program-
me für Mädchenförderung in der Jugendarbeit, die 
massive Kürzung der Fördermittel für verbandliche 
Bildungsstätten auf jetzt 50 000 Euro je Jahr, die 
zum Verkauf von verbandseigenen Häusern ge-
führt hat, und natürlich die Streichung von millio-
nenschweren Impulsprogrammen im Rahmen un-
seres Kinder- und Jugendplans 2002/2003. Dafür 
haben Sie ein Modellprojekt mit 50 000 Euro aus-
gestattet. 2003 hatten Sie aber über 2 Millionen 
Euro gestrichen. 

(Zustimmung bei der SPD - Johanne 
Modder [SPD]: Unglaublich!) 

Sie haben den Landesjugendhilfeausschuss durch 
ein - mit Verlaub - zahnloses Gremium ersetzt, das 
Landesjugendamt aufgelöst, und - das finde ich 
besonders interessant und auch scheinheilig, ge-
rade weil Sie in Ihrem Antrag für Verständnis von 
und für Politik sprechen und mehr Interesse an 
Politik erreichen wollen - Sie haben die hervorra-
gende Arbeit der Landeszentrale für Politische 
Bildung mit einem Federstrich vom Tisch gefegt. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN - Oh! bei 
der CDU) 

Der Ansatz, den Sie in Ihrem Antrag ausführen und 
dargestellt haben, ist im Grunde ja nicht verkehrt. 
Aber ich appelliere an Sie, sich auch in konkreten 
politischen Entscheidungen für Jugendarbeit stark 
zu machen. Mir fehlt etwas - ich hoffe, zu Unrecht - 
der Glaube daran; denn auch in dieser Legislatur 
fehlen deutliche Signale. Bei der Einbringung des 
Haushalts im Ausschuss: kein Wort zur Jugendpo-
litik, nicht einmal zur teilweisen Wiedereinführung 
des Ausgleichs bei einem Verdienstausfall. Das ist 
scheinbar nicht Ihr Thema. Auch wenn Sie im An-
schluss vielleicht wieder Ihre Maßnahmen beim 
Kinderschutz, mit Runden Tischen und Preisauslo-
bungen nennen werden: Das ist für uns nicht die 
Jugendarbeit, die wir wollen und der Sie in den 
letzten fünf Jahren massiv geschadet haben. 

Um für mehr Akzeptanz für Politik bei jungen Men-
schen zu werben und diese zu erreichen, gibt es in 
erster Linie andere Wege, vor allem durch eine 
gute Jugendpolitik. Hier, meine Damen und Her-
ren, haben Sie noch reichlich Luft nach oben. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wir stehen Ihrem Antrag offen gegenüber 

(Zustimmung von Gesine Meißner 
[FDP]) 

- das muss ich ja zugeben -, weil wir für eine Aus-
dehnung der freiwilligen Dienste sind. So ist auch 
Ihre Intention. Wir gehen aber auch davon aus, 
dass Sie auch unserem Antrag, nämlich dem Frei-
willigen Sozialen Jahr bei der Freiwilligen Feuer-
wehr - das haben wir in einem anderen Entschlie-
ßungsantrag parallel beantragt -, zustimmen wer-
den, weil Ihre Argumente da genauso zutreffen wie 
beim FSJ Politik. 

(Beifall bei der SPD - Klaus-Peter 
Bachmann [SPD]: Da können wir ja 
auch direkt abstimmen!) 

Es sind noch viele Fragen bezüglich der Stellen zu 
klären, an denen Plätze angeboten werden kön-
nen. Die FDP hat z. B. in Sachsen-Anhalt, meine 
ich, vorgeschlagen, solche Angebote auch bei 
Stadtrats- und Kreistagsfraktionen anzusiedeln. 
Diesen Ansatz könnte man auch verfolgen. Es 
stellt sich auch die Frage, ob die 30 000 Euro, die 
Sie in den Haushalt eingestellt haben, eine An-
schubfinanzierung sind oder ob diese Mittel dauer-
haft eingestellt werden. Das würden wir begrüßen; 
denn dann wäre der Effekt längerfristig und nach-
haltig. In diesem Sinne könnten wir dann auch 
Ihrem Antrag zustimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Der nächste Redner ist Herr Humke-Focks von der 
Fraktion DIE LINKE. Sie haben das Wort. 

Patrick-Marc Humke-Focks (LINKE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Aus unserer Sicht ist der von den Regierungsfrak-
tionen vorgelegte Antrag quantitativ und qualitativ 
noch nicht zu Ende gedacht - Ich muss mein Kon-
zept jetzt etwas über den Haufen werfen, da ich 
gerade gehört habe, dass sofortige Abstimmung 
beantragt worden ist. 
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